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Betrifft: Diskriminierende Nutzungsbedingungen von Meta gegenüber der LGBTQIA+-
Gemeinschaft im Rahmen des Gesetzes über digitale Dienste

Meta hat kürzlich Änderungen bei der Moderation von Inhalten auf den Plattformen Facebook 
und Instagram angekündigt. Eine dieser Änderungen der Nutzungsbedingungen lautet wie 
folgt: „Wir erlauben Unterstellungen von psychischer Erkrankung oder Anomalien, wenn sie 
auf geschlechtlicher oder sexueller Orientierung basieren, angesichts des politischen und 
religiösen Diskurses über Transgenderismus und Homosexualität und der häufigen, nicht ernst 
gemeinten Verwendung von Wörtern wie „seltsam““. In vielen Mitgliedstaaten gibt es 
nationale Vorschriften gegen Hetze und Aufstachelung zum Hass aufgrund der sexuellen 
Orientierung oder des Geschlechts.

1. Stellen diese Änderungen ein systemisches Risiko gemäß Artikel 34 des Gesetzes über 
digitale Dienste dar und falls ja, besteht dieses systemische Risiko in der Verbreitung 
rechtswidriger Inhalte über diese Dienste, insbesondere rechtswidriger Hetze gegen die 
LGBTQIA+-Gemeinschaft und geschlechtsspezifischer Gewalt, und/oder in 
vorhersehbaren nachteiligen Auswirkungen auf die Ausübung der Grundrechte, 
einschließlich des Rechts auf Achtung der Menschenwürde und auf 
Nichtdiskriminierung, und/oder in nachteiligen Auswirkungen auf die gesellschaftliche 
Debatte und/oder in nachteiligen Auswirkungen in Bezug auf geschlechtsspezifische 
Gewalt? Welche Argumente sprechen konkret für oder gegen das Vorliegen der 
einzelnen systemischen Risiken?

2. Stellt die Einführung dieser Änderungen bei der Moderation von Inhalten einen Verstoß 
gegen die Verpflichtung zur Minderung dieser systemischen Risiken gemäß Artikel 35 
des Gesetzes über digitale Dienste dar?

3. Stellen diese Änderungen der Nutzungsbedingungen einen Verstoß gegen Artikel 14 
Absatz 4 des Gesetzes über digitale Dienste dar, wonach bei der Anwendung von 
Geschäftsbedingungen „sorgfältig, objektiv und verhältnismäßig [vorzugehen ist]“, 
wobei in der Charta verankerte „Grundrechte und -freiheiten“, insbesondere das Recht 
auf Nichtdiskriminierung, gebührend zu berücksichtigen sind?

Eingang: 28.1.2025


